
 

 

 

 

Friedrich Vorwerk Group SE  

Tostedt 

Deutschland 

 

- ISIN DE 000A255F11 - 

- Wertpapierkennnummer A255F1 – 

Eindeutige Kennung: GMETVH200622 

 

Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden hiermit zu der 

am Mittwoch, den 1. Juni 2022 um 10:00 Uhr MESZ 

stattfindenden 

 

ordentlichen Hauptversammlung 

 

eingeladen. 

 

Vor dem Hintergrund der unverändert erheblichen Ausbreitung des Coronavirus SARS-

CoV-2 wird die ordentliche Hauptversammlung 2022 der  

Friedrich Vorwerk Group SE, Tostedt, Deutschland, 

 

als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Be-

vollmächtigten (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) 

durchgeführt. 

 

Die gesamte Hauptversammlung wird für Aktionäre der Friedrich Vorwerk Group SE und ihre 

Bevollmächtigten in Bild und Ton live über das Internet übertragen. Die Stimmrechtsausübung 

der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten erfolgt ausschließlich über Briefwahl oder Voll-

machtserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. Ort der Haupt-

versammlung im Sinne des Aktiengesetzes sind die Geschäftsräume der MBB SE, Joachims-

thaler Straße 34, 10719 Berlin. 
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Tagesordnung 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Friedrich Vorwerk Group SE 

zum 31. Dezember 2021, des gebilligten Konzernabschlusses zum 31. Dezember 

2021, des zusammengefassten Lageberichts der Friedrich Vorwerk Group SE 

und des Konzerns für das Geschäftsjahr 2021 sowie des Berichts des Aufsichts-

rats für das Geschäftsjahr 2021 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss, den Konzernabschluss 

und den zusammengefassten Lagebericht bereits gebilligt und den Jahres- und Konzernab-

schluss damit festgestellt. Somit entfällt eine Feststellung durch die Hauptversammlung. Jah-

resabschluss, Konzernabschluss und zusammengefasster Lagebericht, Bericht des Aufsichts-

rats sind der Hauptversammlung vorzulegen, ohne dass es nach dem Aktiengesetz einer Be-

schlussfassung bedarf.  

Die genannten Unterlagen werden vom Tag der Einberufung der Hauptversammlung an über 

die Internetseite der Gesellschaft zugänglich sein (https://www.friedrich-vorwerk.de/de/inves-

tor-relations/hauptversammlung.html). 

 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Geschäfts-

jahr 2021 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn der Gesellschaft aus dem 

abgelaufenen Geschäftsjahr 2021 in Höhe von 8.170.292,85 Euro wie folgt zu verwenden: 

a) Ausschüttung einer Dividende in Höhe von 0,20 Euro je Stückaktie auf das divi-

dendenberechtigte Grundkapital zum Zeitpunkt dieser Hauptversammlung, dies 

sind 4.000.000,00 Euro insgesamt. 

b) Gewinnvortrag: 4.170.292,85 Euro. 

Der Anspruch auf die Dividende ist gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 AktG am dritten auf 

den Hauptversammlungsbeschluss folgenden Geschäftstag, das heißt am 6. Juni 

2022, fällig. 

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Ge-

schäftsjahr 2021 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2021 amtierenden Mit-

gliedern des Vorstands für ihre Tätigkeit im Geschäftsjahr 2021 Entlastung zu erteilen. 
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4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2021 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2021 amtierenden Mit-

gliedern des Aufsichtsrats für ihre Tätigkeit im Geschäftsjahr 2021 Entlastung zu erteilen. 

 

5. Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschluss-

prüfers für das Geschäftsjahr 2022  

Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungsausschusses vor, die 

RSM GmbH  

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Steuerberatungsgesellschaft, Düsseldorf 

für das Geschäftsjahr 2022 zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer zu wählen. 

Der Prüfungsausschuss hat erklärt, dass seine Empfehlung frei von ungebührlicher Einfluss-

nahme durch Dritte ist und ihm keine die Auswahlmöglichkeiten beschränkende Klausel im 

Sinne von Art. 16 Abs. 6 der EU-Abschlussprüferverordnung auferlegt wurde (Verordnung 

(EU) Nr. 537/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über spe-

zifische Anforderungen an die Abschlussprüfung bei Unternehmen von öffentlichem Interesse 

und zur Aufhebung des Beschlusses 2005/909/EG der Kommission). 

 

6. Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungssystems für die Mitglieder 

des Vorstands 

Gemäß § 120a Abs. 1 AktG beschließt die Hauptversammlung börsennotierter Gesellschaften 

bei jeder wesentlichen Änderung, mindestens jedoch alle vier Jahre über die Billigung des 

nach § 87a AktG vom Aufsichtsrat vorgelegten Vergütungssystems für die Vorstandsmitglie-

der. 

Der Aufsichtsrat hat am 14. März 2022 unter Berücksichtigung der Vorgaben des 

§ 87a Abs. 1 AktG das in den „Ergänzende Angaben zu Tagesordnungspunkt 6“ dargestellte 

System zur Vergütung der Vorstandsmitglieder beschlossen. 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, dieses System zur Vergütung der Mitglieder des Vorstands ge-

mäß § 120a Abs. 1 AktG zu billigen. 
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7. Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungsberichts 2021 

Nach der Änderung des Aktiengesetzes durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten Aktio-

närsrechterichtlinie (ARUG II) ist zukünftig ein Vergütungsbericht gemäß § 162 AktG von Vor-

stand und Aufsichtsrat zu erstellen und der Hauptversammlung gemäß § 120a Abs. 4 AktG 

zur Billigung vorzulegen. 

Der Vergütungsbericht wurde gemäß § 162 Abs. 3 AktG durch den Abschlussprüfer daraufhin 

geprüft, ob die gesetzlich geforderten Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht wur-

den. Der Vermerk über die Prüfung des Vergütungsberichts ist dem Vergütungsbericht beige-

fügt.  

Der Vergütungsbericht ist im Anschluss an die Tagesordnung unter „Ergänzende Angaben zu 

Tagesordnungspunkt 7“ abgedruckt. 

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den nach § 162 AktG erstellten und geprüften Vergü-

tungsbericht für das Geschäftsjahr 2021 zu billigen.  

 

8. Beschlussfassung über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder nach § 113 

Abs. 3 AktG 

Nach § 113 Absatz 3 AktG in der nach dem Gesetz zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrech-

terichtlinie (ARUG II) geltenden Fassung ist mindestens alle vier Jahre über die Vergütung der 

Aufsichtsratsmitglieder Beschluss zu fassen, wobei ein die Vergütung bestätigender Be-

schluss zulässig ist. Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder wurde in der Hauptversamm-

lung vom 10. Februar 2021 festgesetzt. Die konkrete Festsetzung der Vergütung sowie das 

zugrundeliegende Vergütungssystem sind im Anschluss an die Tagesordnung unter „Ergän-

zende Angaben zu Tagesordnungspunkt 8“ abgedruckt. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die im Anschluss an die Tagesordnung unter „Ergän-

zende Angaben zu Tagesordnungspunkt 8“ dargestellte Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 

zu bestätigen.  
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Aktuelle Hinweise und Informationen zur virtuellen Hauptversammlung finden Sie auf 

der Internetseite der Gesellschaft www.friedrich-vorwerk.de/de/investor-

relations/hauptversammlung.html 

 

„Ergänzende Angaben zu Tagesordnungspunkt 6“: Vergütungssystem für die Mitglie-

der des Vorstands 

A Vergütungssystem 

Gemäß § 87a Abs. 1 AktG beschließt der Aufsichtsrat ein klares und verständliches Vergü-

tungssystem für den Vorstand und legt es der Hauptversammlung gemäß § 120a AktG zur 

Billigung vor. Hat die Hauptversammlung das Vergütungssystem nicht gebilligt, so wird spä-

testens in der darauffolgenden ordentlichen Hauptversammlung gemäß § 120a Abs. 3 AktG 

ein überprüftes Vergütungssystem zum Beschluss vorgelegt. 

 

B Grundlagen und Zusammensetzung der Vorstandsvergütung 

Die Vergütung des Vorstands der Friedrich Vorwerk Group SE wird nach den Vorgaben des 

Aktiengesetzes festgesetzt und ist auf eine nachhaltig profitable Unternehmensentwicklung 

ausgerichtet und damit konvergent mit Aktionärsinteressen. Maßgeblich für die Festlegung ist 

die Größe des Friedrich Vorwerk-Konzerns, seine wirtschaftliche und finanzielle Lage sowie 

sein Erfolg und seine Zukunftsaussichten. Weitere Kriterien für die Festsetzung der Vergütung 

sind die jeweiligen Aufgaben der einzelnen Vorstandsmitglieder. Die in der Vorstandsvergü-

tung verankerten finanziellen Ziele stehen im Einklang mit der Geschäftsstrategie.  

Die Struktur und Angemessenheit der Vorstandsvergütung werden regelmäßig vom Aufsichts-

rat überprüft.  

Die Gesamtvergütung des Vorstands setzt sich individuell aus den Komponenten Festvergü-

tung nebst fest definierten Nebenleistungen und jährlich festzustellenden erfolgsabhängigen 

variablen Bezügen zusammen. 

1. Festvergütung 

Die Festvergütung umfasst jährlich fixierte Bezüge, die in zwölf gleichen Teilbeträgen unter 

Berücksichtigung der jeweils gültigen steuer- und sozialversicherungsrechtlichen 

Bestimmungen am Ende eines Monats ausbezahlt werden. 
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2. Jährlich variable Vergütung 

Die jährliche variable Vergütung basiert auf der Konzernprofitabilität, die innerhalb des Vergü-

tungssystems als EBT-Marge definiert wurde. Bei Überschreitung von definierten Schwellen-

werten erhält das Mitglied des Vorstands jeweils einen individuell vereinbarten Bonusbetrag. 

Ein Anspruch auf diese Vergütungskomponente besteht derzeit nur für das Vorstandsmitglied 

Tim Hameister. 

3. Nebenleistungen 

Die Nebenleistungen umfassen die Nutzung eines Firmenwagens, eine Unfallversicherung, 

eine D&O-Versicherung sowie einen Zuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung. 

 

C Festlegung der Maximalvergütung der Vorstandsmitglieder 

Die für ein Geschäftsjahr zu gewährende Gesamtvergütung der Vorstandsmitglieder – unab-

hängig davon, ob sie in diesem Geschäftsjahr oder zu einem späteren Zeitpunkt ausbezahlt 

wird – ist nach oben absolut begrenzt („Maximalvergütung“). 

Für den Vorstandsvorsitzenden beträgt die Maximalvergütung brutto 1.500.000,00 €. Für die 

übrigen Vorstandsmitglieder beträgt die Maximalvergütung jeweils brutto 1.000.000,00 €.  

Die so im Vergütungssystem festgelegte Maximalvergütung ist derzeit noch nicht in den gel-

tenden Vorstandsverträgen umgesetzt.  

 

D Beitrag der Vergütung zur Förderung der Geschäftsstrategie und zur langfristigen 

Entwicklung der Gesellschaft 

Die erfolgsabhängigen Elemente des Vergütungssystems unterstützen die strategische Aus-

richtung der Friedrich Vorwerk Group SE und ihre Entwicklung. Die finanziellen Erfolgsziele 

der kurzfristigen variablen Vergütung sind primär an finanziellen Erfolgszielen der Gesellschaft 

orientiert. Auf diese Weise soll der Vorstand sowohl dazu motiviert werden, die Geschäftsstra-

tegie kurzfristig erfolgreich umzusetzen als auch dazu, eine langfristig positive Entwicklung der 

Gesellschaft herbeizuführen. 

Der Aufsichtsrat kann für besondere individuelle Leistungen zusätzliche Anreize setzen und er 

kann darüber hinaus verlangen, dass in Geld gewährte Leistungen in Aktien der Gesellschaft 

reinvestiert werden. Ein Beispiel für einen solchen Anreiz für individuelle Leistungen war im 

Geschäftsjahr 2021 der Börsengang der Gesellschaft. In diesem Zusammenhang hat der Vor-

stand einen Bonus von 1.097.404,40 € erhalten und kann innerhalb des darauffolgenden Ge-

schäftsjahres weitere 274.402,31 € erhalten. Ein Teil dieser Sondervergütung wurde von den 
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Vorstandsmitgliedern im Rahmen des Börsengangs in Aktien der Gesellschaft investiert. Die 

Verpflichtung zum Kauf der Aktien war Bestandteil der Bonusvereinbarung; durch die teilweise 

Investition der Sondervergütung in Aktien wird ein Anreiz zur langfristigen Entwicklung des 

Aktienkurses geschaffen. Dieser Sonderbonus reflektiert den Eigenkapitalzuwachs der Gesell-

schaft im Geschäftsjahr. Das Vergütungssystem sieht insoweit vor, dass durch diesen Son-

derbonus die jährliche variable Vergütung für das Geschäftsjahr 2021 bereits abgegolten ist. 

Die jährliche variable Vergütung kann erstmals wieder im Jahr 2022 Anwendung finden. 

 

E Erläuterung, wie die Vergütungs- und Beschäftigungsbedingungen der Arbeitneh-

mer bei der Festsetzung des Vergütungssystems berücksichtigt wurden, einschließ-

lich einer Erläuterung, welcher Kreis von Arbeitnehmern einbezogen wurde  

Bei der Festsetzung des Vergütungssystems berücksichtigt der Aufsichtsrat auch die Vergü-

tungs- und Beschäftigungsbedingungen der Arbeitnehmer.  

Bei der Beurteilung der Angemessenheit der Vergütung finden das Vergleichsumfeld der 

Friedrich Vorwerk Group SE (horizontaler Vergleich mit weiteren Konzernunternehmen des 

MBB SE-Konzerns) ebenso wie die unternehmensinterne Vergütungsstruktur (vertikaler Ver-

gleich) Berücksichtigung. Der vertikale Vergleich nimmt Bezug auf das Verhältnis der Vor-

standsvergütung zur Vergütung des oberen Führungskreises und der Gesamtbelegschaft des 

Friedrich Vorwerk-Konzerns. Für den Vergleich mit der Entwicklung der durchschnittlichen 

Vergütung der Arbeitnehmer wird auf die durchschnittliche Vergütung der Arbeitnehmer der 

inländischen Tochterunternehmen der Friedrich Vorwerk Group SE abgestellt, da die Friedrich 

Vorwerk Group SE neben dem Vorstand keine Arbeitnehmer beschäftigt. 

Dabei berücksichtigt der Aufsichtsrat auch die Entwicklung der Vergütungen der beschriebe-

nen Gruppen im Zeitablauf. 

 

F Darstellung des Verfahrens zur Fest- und zur Umsetzung sowie zur Überprüfung des 

Vergütungssystems, einschließlich der Rolle eventuell betroffener Ausschüsse und 

der Maßnahmen zur Vermeidung und zur Behandlung von Interessenkonflikten 

Der Aufsichtsrat beschließt ein klares und verständliches Vergütungssystem für die Vorstands-

mitglieder. Eine Überprüfung des Vergütungssystems führt der Aufsichtsrat nach pflichtgemä-

ßem Ermessen, spätestens aber alle vier Jahre durch. Dabei führt der Aufsichtsrat einen 

Marktvergleich durch und berücksichtigt insbesondere Veränderungen des Unternehmensum-

felds, die wirtschaftliche Gesamtlage und Strategie des Unternehmens, Veränderungen und 
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Trends der nationalen und internationalen Corporate Governance Standards und die Entwick-

lung der Vergütungs- und Beschäftigungsbedingungen der Arbeitnehmer. Bei Bedarf zieht der 

Aufsichtsrat externe Vergütungsexperten und andere Berater hinzu. Dabei achtet der Auf-

sichtsrat auf die Unabhängigkeit der externen Vergütungsexperten und Berater vom Vorstand 

und trifft Vorkehrungen, um Interessenkonflikte zu vermeiden. 

Der Aufsichtsrat legt das beschlossene Vergütungssystem der Hauptversammlung bei jeder 

wesentlichen Änderung, mindestens aber alle vier Jahre, zur Billigung vor. Billigt die Haupt-

versammlung das vorgelegte System nicht, legt der Aufsichtsrat der Hauptversammlung spä-

testens in der darauffolgenden ordentlichen Hauptversammlung ein überprüftes Vergütungs-

system zur Billigung vor. 

Der Aufsichtsrat stellt durch geeignete Maßnahmen sicher, dass mögliche Interessenkonflikte 

der an den Beratungen und Entscheidungen über das Vergütungssystem beteiligten Aufsichts-

ratsmitglieder vermieden und gegebenenfalls aufgelöst werden. Dabei ist jedes Aufsichtsrats-

mitglied verpflichtet, Interessenkonflikte gegenüber dem Aufsichtsrat anzuzeigen. Über den 

Umgang mit einem bestehenden Interessenkonflikt entscheidet der Aufsichtsrat im Einzelfall. 

Insbesondere kommt in Betracht, dass ein Aufsichtsratsmitglied, das von einem Interessen-

konflikt betroffen ist, an einer Sitzung oder einzelnen Beratungen und Entscheidungen des 

Aufsichtsrates nicht teilnimmt. 

 

„Ergänzende Angaben zu Tagesordnungspunkt 7“: Vergütungsbericht der Friedrich 

Vorwerk Group SE für das Geschäftsjahr 2021 gemäß § 162 AktG einschließlich Prü-

fungsvermerk 

Der Vergütungsbericht beschreibt die Struktur und Ausgestaltung der Vergütung für den Vor-

stand und den Aufsichtsrat der Friedrich Vorwerk Group SE (nachfolgend auch die „Gesell-

schaft“). Mit ihm wird den erstmalig für das Geschäftsjahr 2021 geltenden Anforderungen des 

§162 AktG in Form einer jährlichen, separaten und gemeinsamen Vergütungsberichterstattung 

von Vorstand und Aufsichtsrat entsprochen. 

Gesellschaftsorgane 

Die Friedrich Vorwerk Group SE wird unter Anwendung des dualistischen Systems durch den 

Vorstand und den Aufsichtsrat vertreten. 

Zusammensetzung des Aufsichtsrats 

Der Aufsichtsrat der Friedrich Vorwerk Group SE setzt sich gemäß Satzung aus insgesamt 

drei Mitgliedern zusammen: 

• Dr. Christof Nesemeier, Diplom-Kaufmann, Vorsitzender 
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• Dr. Julian Deutz, Diplom-Kaufmann, stellvertretender Vorsitzender, seit 10. Februar 

2021 

• Heike von der Heyden, Diplom-Kauffrau, seit 10. Februar 2021 

 

• Gert-Maria Freimuth, Diplom-Kaufmann, bis 10. Februar 2021 

• Anton Breitkopf, Diplom-Betriebswirt, Mitglied, bis 10. Februar 2021 

 

Dr. Christof Nesemeier ist zudem Verwaltungsratsvorsitzender der MBB SE, Berlin, Mitglied 

des Aufsichtsrats der Aumann AG, Beelen, und Mitglied des Aufsichtsrats der Delignit AG, 

Blomberg. 

Dr. Julian Deutz ist zudem Vorsitzender des Aufsichtsrats der AWIN AG, Berlin, Präsident des 

Verwaltungsrats der Axel Springer Beteiligungen AG, Schweiz, Mitglied des Verwaltungsrats 

der Axel Springer Schweiz AG, Schweiz, und Mitglied des Aufsichtsrats der Digital Classifieds 

France SAS, Frankreich. 

Dr. Christof Nesemeier wurde durch die Hauptversammlung vom 28. Juli 2020 als Aufsichtsrat 

bestellt. Die weiteren Mitglieder des Aufsichtsrats, Dr. Julian Deutz und Heike von der Heyden, 

wurden durch die Hauptversammlung vom 10. Februar 2021 neu bestellt. Die Bestellung aller 

Mitglieder des Aufsichtsrats läuft bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Ent-

lastung des jeweiligen Mitglieds des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2025 beschließt. In 

jedem Fall endet die Amtszeit mit Ablauf von sechs Jahren. 

Zusammensetzung des Vorstands 

Im Geschäftsjahr 2021 setzte sich der Vorstand durchgängig aus zwei Mitgliedern zusammen: 

• Torben Kleinfeldt, Diplom-Ingenieur, Diplom-Kaufmann, Chief Executive Officer (CEO) 

• Tim Hameister, Betriebswirt (M.Sc.), Chief Financial Officer (CFO) 

Die Mitglieder des Vorstands sind bis zum 30. September 2023 bestellt. 

Vergütungssystem 

Der Aufsichtsrat legt gemäß § 87 Abs. 1 Satz 1 AktG die Vergütung der einzelnen Mitglieder 

des Vorstands fest. Das Vergütungssystem soll durch die erste ordentliche Hauptversamm-

lung nach der Börsennotierung der Gesellschaft gebilligt werden. 
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Grundlagen und Zusammensetzung der Vorstandsvergütung 

Die Vergütung des Vorstands der Friedrich Vorwerk Group SE wird nach den Vorgaben des 

Aktiengesetzes festgesetzt und ist auf eine nachhaltig profitable Unternehmensentwicklung 

ausgerichtet und damit konvergent mit Aktionärsinteressen. Maßgeblich für die Festlegung ist 

die Größe des Friedrich Vorwerk-Konzerns, seine wirtschaftliche und finanzielle Lage sowie 

sein Erfolg und seine Zukunftsaussichten. Weitere Kriterien für die Festsetzung der Vergütung 

sind die jeweiligen Aufgaben der einzelnen Vorstandsmitglieder. Die in der Vorstandsvergü-

tung verankerten finanziellen Ziele stehen im Einklang mit der Geschäftsstrategie.  

Die Struktur und Angemessenheit der Vorstandsvergütung werden regelmäßig vom Aufsichts-

rat überprüft.  

Die Gesamtvergütung des Vorstands setzt sich individuell aus den Komponenten Festvergü-

tung nebst fest definierten Nebenleistungen und jährlich festzustellenden erfolgsabhängigen 

variablen Bezügen zusammen. Die Möglichkeit zur Rückforderung variabler Vergütungsbe-

standeile durch die Friedrich Vorwerk Group SE ist nicht vorgesehen. 

Festvergütung 

Die Festvergütung umfasst jährlich fixierte Bezüge, die in zwölf gleichen Teilbeträgen unter 

Berücksichtigung der jeweils gültigen steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Bestimmun-

gen am Ende eines Monats ausbezahlt werden. 

Jährliche variable Vergütung 

Die jährliche variable Vergütung basiert auf der Konzernprofitabilität, die innerhalb des Vergü-

tungssystems als EBT-Marge definiert wurde. Bei Überschreitung von definierten Schwellen-

werten erhält das Mitglied des Vorstands jeweils einen individuell vereinbarten Bonusbetrag. 

Ein Anspruch auf diese Vergütungskomponente besteht nur für das Vorstandsmitglied Tim 

Hameister.  

Darüber hinaus kann der Aufsichtsrat für besondere individuelle Leistungen zusätzliche An-

reize setzen. Dies ist im Geschäftsjahr für den Börsengang der Gesellschaft geschehen, siehe 

hierzu Kapitel „Beitrag der Vergütung zur Förderung der Geschäftsstrategie und zur langfristi-

gen Entwicklung der Gesellschaft“. 

Nebenleistungen 

Die Nebenleistungen umfassen die Nutzung eines Firmenwagens, eine Unfallversicherung, 

eine D&O-Versicherung sowie einen Zuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung. 
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Festlegung der Maximalvergütung der Vorstandsmitglieder 

Die für ein Geschäftsjahr zu gewährende Gesamtvergütung der Vorstandsmitglieder – unab-

hängig davon, ob sie in diesem Geschäftsjahr oder zu einem späteren Zeitpunkt ausbezahlt 

wird – ist nach oben absolut begrenzt („Maximalvergütung“).  

Für den Vorstandsvorsitzenden beträgt die Maximalvergütung brutto 1.500.000,00 €. Für die 

übrigen Vorstandsmitglieder beträgt die Maximalvergütung jeweils brutto 1.000.000,00 €. 

Die so im Vergütungssystem festgelegte Maximalvergütung ist derzeit noch nicht in den gel-

tenden Vorstandsverträgen umgesetzt. 

Leistungen für den Fall der vorzeitigen Beendigung der Vorstandstätigkeit 

Die bei vorzeitiger Beendigung seines Dienstvertrags ohne wichtigen Grund an ein Mitglied 

des Vorstands zu leistenden Zahlungen sind in dem Dienstvertrag von Herrn Tim Hameister 

grundsätzlich auf einen Wert von einer festen Jahresvergütung begrenzt (Abfindungs-Cap). 

Bei allen Mitgliedern des Vorstands wird nicht mehr als die Restlaufzeit des Dienstvertrags 

abgegolten. Wird die Bestellung eines Mitglieds des Vorstands widerrufen, endet auch der 

jeweilige Dienstvertrag. Beruht der Widerruf nicht auf einem Grund, der zugleich einen wichti-

gen Grund für eine fristlose Kündigung des Dienstvertrags darstellt, endet der Dienstvertrag 

von Herrn Tim Hameister mit einer Auslauffrist von zwölf Monaten. 

Die Friedrich Vorwerk Group SE ist berechtigt, die Mitglieder des Vorstands im Zusammen-

hang mit einer Beendigung des Dienstvertrags ganz oder teilweise von der Pflicht zur Arbeits-

leistung unter Fortzahlung der Festvergütung freizustellen. Die Freistellung erfolgt zunächst 

unwiderruflich für die Dauer etwaiger noch bestehender Urlaubsansprüche, die damit erledigt 

sind. Im Anschluss daran bleibt die Freistellung bis zur Beendigung des Dienstvertrags auf-

rechterhalten. Sie ist widerruflich, falls im Zusammenhang mit der Abwicklung des Dienstver-

hältnisses Fragen bestehen oder eine vorübergehende Tätigkeit aus betrieblichen Gründen 

notwendig wird.  

Der Dienstvertrag im Übrigen wird hiervon nicht berührt. Die Dienstverträge der Mitglieder des 

Vorstands enthalten keine Change of Control-Klauseln.  

Beitrag der Vergütung zur Förderung der Geschäftsstrategie und zur langfristigen Ent-

wicklung der Gesellschaft 

Die erfolgsabhängigen Elemente des Vergütungssystems unterstützen die strategische Aus-

richtung der Friedrich Vorwerk Group SE und ihre Entwicklung. Die finanziellen Erfolgsziele 

der kurzfristigen variablen Vergütung sind primär an finanziellen Erfolgszielen der Gesellschaft 
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orientiert. Auf diese Weise soll der Vorstand sowohl dazu motiviert werden, die Geschäftsstra-

tegie kurzfristig erfolgreich umzusetzen als auch dazu, eine langfristig positive Entwicklung der 

Gesellschaft herbeizuführen. 

Der Aufsichtsrat kann für besondere individuelle Leistungen zusätzliche Anreize setzen und er 

kann darüber hinaus verlangen, dass in Geld gewährte Leistungen in Aktien der Gesellschaft 

reinvestiert werden. Ein Beispiel für einen solchen Anreiz für individuelle Leistungen war im 

Geschäftsjahr 2021 der Börsengang der Gesellschaft. In diesem Zusammenhang hat der Vor-

stand einen Bonus von 1.097.404,40 € erhalten und kann innerhalb des darauffolgenden Ge-

schäftsjahres weitere 274.402,31 € erhalten. Ein Teil dieser Sondervergütung wurde von den 

Vorstandsmitgliedern im Rahmen des Börsengangs in Aktien der Gesellschaft investiert. Die 

Verpflichtung zum Kauf der Aktien war Bestandteil der Bonusvereinbarung; durch die teilweise 

Investition der Sondervergütung in Aktien wird ein Anreiz zur langfristigen Entwicklung des 

Aktienkurses geschaffen. Dieser Sonderbonus reflektiert den Eigenkapitalzuwachs der Gesell-

schaft im Geschäftsjahr. Das Vergütungssystem sieht insoweit vor, dass durch diesen Son-

derbonus die jährliche variable Vergütung für das Geschäftsjahr 2021 bereits abgegolten ist. 

Die jährliche variable Vergütung kann erstmals wieder im Jahr 2022 Anwendung finden. 

Erläuterung, wie die Vergütungs- und Beschäftigungsbedingungen der Arbeitnehmer 

bei der Festsetzung des Vergütungssystems berücksichtigt wurden, einschließlich ei-

ner Erläuterung, welcher Kreis von Arbeitnehmern einbezogen wurde 

Bei der Festsetzung des Vergütungssystems berücksichtigt der Aufsichtsrat auch die Vergü-

tungs- und Beschäftigungsbedingungen der Arbeitnehmer.  

Bei der Beurteilung der Angemessenheit der Vergütung finden das Vergleichsumfeld der 

Friedrich Vorwerk Group SE (horizontaler Vergleich mit weiteren Konzernunternehmen des 

MBB SE-Konzerns) ebenso wie die unternehmensinterne Vergütungsstruktur (vertikaler Ver-

gleich) Berücksichtigung. Der vertikale Vergleich nimmt Bezug auf das Verhältnis der Vor-

standsvergütung zur Vergütung des oberen Führungskreises und der Gesamtbelegschaft des 

Friedrich Vorwerk-Konzerns. Für den Vergleich mit der Entwicklung der durchschnittlichen 

Vergütung der Arbeitnehmer wird auf die durchschnittliche Vergütung der Arbeitnehmer der 

inländischen Tochterunternehmen der Friedrich Vorwerk Group SE abgestellt, da die Friedrich 

Vorwerk Group SE neben dem Vorstand keine Arbeitnehmer beschäftigt. 

Dabei berücksichtigt der Aufsichtsrat auch die Entwicklung der Vergütungen der beschriebe-

nen Gruppen im Zeitablauf. 
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Darstellung des Verfahrens zur Fest- und zur Umsetzung sowie zur Überprüfung des 

Vergütungssystems 

Der Aufsichtsrat beschließt ein klares und verständliches Vergütungssystem für die Vorstands-

mitglieder. Eine Überprüfung des Vergütungssystems führt der Aufsichtsrat nach pflichtgemä-

ßem Ermessen, spätestens aber alle vier Jahre durch. Dabei führt der Aufsichtsrat einen 

Marktvergleich durch und berücksichtigt insbesondere Veränderungen des Unternehmensum-

felds, die wirtschaftliche Gesamtlage und Strategie des Unternehmens, Veränderungen und 

Trends der nationalen und internationalen Corporate Governance Standards und die Entwick-

lung der Vergütungs- und Beschäftigungsbedingungen der Arbeitnehmer. Bei Bedarf zieht der 

Aufsichtsrat externe Vergütungsexperten und andere Berater hinzu. Dabei achtet der Auf-

sichtsrat auf die Unabhängigkeit der externen Vergütungsexperten und Berater vom Vorstand 

und trifft Vorkehrungen, um Interessenkonflikte zu vermeiden. 

Der Aufsichtsrat legt das beschlossene Vergütungssystem der Hauptversammlung bei jeder 

wesentlichen Änderung, mindestens aber alle vier Jahre, zur Billigung vor. Billigt die Haupt-

versammlung das vorgelegte System nicht, legt der Aufsichtsrat der Hauptversammlung spä-

testens in der darauffolgenden ordentlichen Hauptversammlung ein überprüftes Vergütungs-

system zur Billigung vor. 

Der Aufsichtsrat stellt durch geeignete Maßnahmen sicher, dass mögliche Interessenkonflikte 

der an den Beratungen und Entscheidungen über das Vergütungssystem beteiligten Aufsichts-

ratsmitglieder vermieden und gegebenenfalls aufgelöst werden. Dabei ist jedes Aufsichtsrats-

mitglied verpflichtet, Interessenkonflikte gegenüber dem Aufsichtsrat anzuzeigen. Über den 

Umgang mit einem bestehenden Interessenkonflikt entscheidet der Aufsichtsrat im Einzelfall. 

Insbesondere kommt in Betracht, dass ein Aufsichtsratsmitglied, das von einem Interessen-

konflikt betroffen ist, an einer Sitzung oder einzelnen Beratungen und Entscheidungen des 

Aufsichtsrates nicht teilnimmt. 

Bezüge des Vorstands im Geschäftsjahr 2021 

Gewährte und geschuldete Vergütung im Sinne des § 162 AktG im Geschäftsjahr 2021 

In der nachfolgenden Tabelle wird die gewährte und geschuldete Vergütung des Vorstands 

gemäß § 162 AktG angegeben. Eine Vergütung gilt als geschuldet, wenn sie fällig ist, aber 

noch nicht erfüllt wurde. Die Gewährung wird hier bereits bei erbrachter Leistung und nicht erst 

im Zeitpunkt der Auszahlung angenommen. Bei den genannten Werten für variable Vergü-

tungsbestandteile handelt es sich um die im jeweiligen Geschäftsjahr „erdienten“ Beträge.  
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Vergleichende Darstellung der jährlichen Veränderung der Vergütung der Mitglieder des 

Vorstands mit der Ertragsentwicklung und der durchschnittlichen Vergütung von Ar-

beitnehmern  

Die folgende Tabelle zeigt einen Vergleich der absoluten Veränderung der Vergütung der Mit-

glieder des Vorstands mit der Ertragsentwicklung der Friedrich Vorwerk Group SE und mit der 

durchschnittlichen Vergütung der Arbeitnehmer auf Vollzeitäquivalentbasis zum vorangegan-

genen Geschäftsjahr. Die in der Tabelle enthaltene Vergütung der Mitglieder des Vorstands 

entspricht der gewährten und geschuldeten Vergütung.  

Die Ertragsentwicklung wird grundsätzlich anhand der Entwicklung des Jahresergebnisses der 

Friedrich Vorwerk Group SE gemäß § 275 Abs. 2 Nr. 17 HGB dargestellt. Da die Vergütung 

der Mitglieder des Vorstands teilweise auch maßgeblich von der Entwicklung der Konzern-

kennzahlen abhängig ist, wird darüber hinaus als Ertragsentwicklung auch die Entwicklung 

des im Geschäftsbericht ausgewiesenen bereinigten EBT des Friedrich Vorwerk-Konzerns an-

gegeben. 

Für den Vergleich mit der Entwicklung der durchschnittlichen Vergütung der Arbeitnehmer wird 

auf die durchschnittliche Vergütung der Arbeitnehmer der inländischen Tochterunternehmen 

der Friedrich Vorwerk Group SE abgestellt, da die Friedrich Vorwerk Group SE neben dem 

Vorstand keine Arbeitnehmer beschäftigt. Dabei wurde die Vergütung aller Arbeitnehmer, ein-

schließlich der leitenden Angestellten im Sinne des § 5 Abs. 3 BetrVG, berücksichtigt. Um die 

Vergleichbarkeit sicherzustellen, wurde die Vergütung von Teilzeitarbeitskräften auf Vollzeit-

äquivalente hochgerechnet. 
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Vergütung des Aufsichtsrats 

Die Hauptversammlung hat am 10. Februar 2021 unter TOP 7 die Vergütung und das zugrun-

deliegende Vergütungssystem des Aufsichtsrats wie folgt beschlossen: 

a) Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten eine feste jährliche Vergütung in Höhe von jeweils 

EUR 22.500,00. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält eine jährliche Vergütung von EUR 

25.000,00. Hinzu tritt die Umsatzsteuer in gesetzlicher Höhe. 

b) Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten darüber hinaus den Ersatz notwendiger Auslagen. 

c) Die Gesellschaft schließt für ihre Organe und Leitenden Angestellten eine D&O-Versiche-

rung zu den marktüblichen Bedingungen mit einer Versicherungssumme bis zu EUR 

70.000.000,00 ab, die auch die Aufsichtsratsmitglieder als Begünstigte einbeziehen wird; der 

Versicherungsschutz wird für jedes Aufsichtsratsmitglied für die Dauer von zwölf Jahren nach 

dessen Ausscheiden aufrechterhalten. Ein Selbstbehalt besteht für die Aufsichtsratsmitglieder 

nicht. 

In dem derzeit bestehenden Vergütungssystem erhält jedes Mitglied des Aufsichtsrats eine 

jährliche Vergütung in Höhe von jeweils EUR 22.500,00. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats 

erhält eine jährliche Vergütung von EUR 25.000,00. Hinzu tritt jeweils die etwaige Umsatz-

steuer in gesetzlicher Höhe. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats trägt eine besondere Verant-

wortung für die erfolgreiche und effiziente Arbeit des Gesamtgremiums. Dem entspricht es, 

dass mit seiner herausgehobenen Funktion auch ein erheblicher zusätzlicher Organisations- 

und Verwaltungsaufwand verbunden ist. Daher erhält er eine erhöhte jährliche Vergütung. 

Eine weitere jährliche feste Vergütung, ein Sitzungsgeld oder eine Vergütung für Tätigkeiten 

in einem Ausschuss des Aufsichtsrats erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats nicht. Die Auf-

sichtsratsmitglieder erhalten ferner Ersatz aller notwendigen Auslagen zuzüglich etwaiger Um-

satzsteuer. 
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Die Gesellschaft hat überdies zugunsten der Aufsichtsratsmitglieder eine D&O-Haftpflichtver-

sicherung mit einer Versicherungssumme bis zu EUR 70.000.000,00 abgeschlossen. Der Ver-

sicherungsschutz wird für jedes Aufsichtsratsmitglied für die Dauer von zwölf Jahren nach 

dessen Ausscheiden aufrechterhalten.  

Wie ausgeführt, handelt es sich bei der Vergütung des Aufsichtsrats um eine reine Festvergü-

tung. Dies steht im Einklang mit der Anregung G.18 DCGK in der Fassung vom 16. Dezember 

2019, welche sich für reine Festvergütungen des Aufsichtsrats ausspricht. Der Aufsichtsrat ist 

der Überzeugung, dass die Ausgestaltung als reine Festvergütung der neutralen und objekti-

ven Beratungs- und Überwachungsfunktion des Aufsichtsrats am besten dient. Der Aufsichts-

rat ist auf Grundlage des Vergleichs mit anderen vergleichbaren Gesellschaften und der Er-

fahrung zum Umfang der Tätigkeit zu dem Ergebnis gelangt, dass die bestehende Festvergü-

tung nach Struktur und Höhe angemessen ist.  

Infolge der Änderung des Aktiengesetzes durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten Akti-

onärsrechterichtlinie (ARUG II) ist es erforderlich, dass in börsennotierten Gesellschaften die 

Hauptversammlung mindestens alle vier Jahre über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 

Beschluss fasst bzw. die bestehende Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder durch Beschluss 

bestätigt. Vor diesem Hintergrund wird der Aufsichtsrat der Gesellschaft künftig in Vorberei-

tung dieser turnusmäßigen Beschlussfassung spätestens alle vier Jahre eine dahingehende 

Analyse seiner Vergütung vornehmen, um der Hauptversammlung einen entsprechenden Be-

schlussvorschlag zu unterbreiten. Es liegt dabei in der Natur der Sache, dass die Mitglieder 

des Aufsichtsrats in die Ausgestaltung des für sie maßgeblichen Vergütungssystems einge-

bunden sind. Den innewohnenden Interessenkonflikten wirkt aber entgegen, dass die Ent-

scheidung über die Ausgestaltung des Vergütungssystems letztendlich kraft Gesetzes der 

Hauptversammlung zugewiesen ist und dieser ein Beschlussvorschlag unterbreitet wird. 

In der nachfolgenden Tabelle wird die gewährte und geschuldete Vergütung des Aufsichtsrats 

gemäß § 162 AktG angegeben. Eine Vergütung gilt als geschuldet, wenn sie fällig ist, aber 

noch nicht erfüllt wurde. Die Gewährung wird hier bereits bei erbrachter Leistung und nicht erst 

im Zeitpunkt der Auszahlung angenommen. Für das Geschäftsjahr 2020 wurde keine Auf-

sichtsratsvergütung gewährt. 
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Tostedt, den 14. März 2022 

Der Aufsichtsrat 

 

Dr. Christof Nesemeier 

Vorsitzender 

 

Der Vorstand 

 

Torben Kleinfeldt     Tim Hameister 

Vorstandsvorsitzender    Vorstand 
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Vermerk des unabhängigen Wirtschaftsprüfers über die Prüfung des Vergütungsbe-

richts nach § 162 Abs. 3 AktG  

An die Friedrich Vorwerk Group SE, Tostedt 

 

Prüfungsurteil 

Wir haben den Vergütungsbericht der Friedrich Vorwerk Group SE für das Geschäftsjahr vom 

1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 daraufhin formell geprüft, ob die Angaben nach § 

162 Abs. 1 und 2 AktG im Vergütungsbericht gemacht wurden. In Einklang mit § 162 Abs. 3 

AktG haben wir den Vergütungsbericht nicht inhaltlich geprüft. 

Nach unserer Beurteilung sind im beigefügten Vergütungsbericht in allen wesentlichen Belan-

gen die Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht worden. Unser Prüfungsurteil er-

streckt sich nicht auf den Inhalt des Vergütungsberichts. 

 

Grundlage für das Prüfungsurteil 

Wir haben unsere Prüfung des Vergütungsberichts in Übereinstimmung mit § 162 Abs. 3 AktG 

unter Beachtung des IDW Prüfungsstandards „Die Prüfung des Vergütungsberichts nach § 

162 Abs. 3 AktG (IDW PS 870 (08.2021))“ durchgeführt. Unsere Verantwortung nach dieser 

Vorschrift und diesem Standard ist im Abschnitt „Verantwortung des Wirtschaftsprüfers“ unse-

res Vermerks weitergehend beschrieben. Wir haben als Wirtschaftsprüferpraxis die Anforde-

rungen des IDW Qualitätssicherungsstandards: Anforderungen an die Qualitätssicherung in 

der Wirtschaftsprüferpraxis (IDW QS 1) angewendet. Die Berufspflichten gemäß der Wirt-

schaftsprüferordnung und der Berufssatzung für Wirtschaftsprüfer / vereidigte Buchprüfer ein-

schließlich der Anforderungen an die Unabhängigkeit haben wir eingehalten. 

 

Verantwortung des Vorstands und des Aufsichtsrats 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat sind verantwortlich für die Aufstellung des Vergütungsbe-

richts, einschließlich der dazugehörigen Angaben, der den Anforderungen des § 162 AktG 

entspricht. Ferner sind sie verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie als notwendig er-

achten, um die Aufstellung eines Vergütungsberichts, einschließlich der dazugehörigen Anga-

ben, zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – fal-

schen Darstellungen ist. 
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Verantwortung des Wirtschaftsprüfers  

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob im Vergütungsbericht 

in allen wesentlichen Belangen die Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht worden 

sind, und hierüber ein Prüfungsurteil in einem Vermerk abzugeben.   

Wir haben unsere Prüfung so geplant und durchgeführt, dass wir durch einen Vergleich der im 

Vergütungsbericht gemachten Angaben mit den in § 162 Abs. 1 und 2 AktG geforderten An-

gaben die formelle Vollständigkeit des Vergütungsberichts feststellen können. In Einklang mit 

§ 162 Abs. 3 AktG haben wir die inhaltliche Richtigkeit der Angaben, die inhaltliche Vollstän-

digkeit der einzelnen Angaben oder die angemessene Darstellung des Vergütungsberichts 

nicht geprüft 

 

Düsseldorf, den 14. März 2022 

 

RSM GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 

  

Klatt    Grote 

Wirtschaftsprüfer  Wirtschaftsprüfer 
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„Ergänzende Angaben zu Tagesordnungspunkt 8“: Vergütung der 

Aufsichtsratmitglieder 

 

Die Hauptversammlung hat am 10. Februar 2021 unter TOP 7 die Vergütung und das zugrun-

deliegende Vergütungssystem des Aufsichtsrats wie folgt beschlossen: 

a) Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten eine feste jährliche Vergütung in Höhe von jeweils 

EUR 22.500,00. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält eine jährliche Vergütung von 

EUR 25.000,00. Hinzu tritt die Umsatzsteuer in gesetzlicher Höhe. 

b) Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten darüber hinaus den Ersatz notwendiger Auslagen. 

c) Die Gesellschaft schließt für ihre Organe und Leitenden Angestellten eine D&O-Versi-

cherung zu den marktüblichen Bedingungen mit einer Versicherungssumme bis zu 

EUR 70.000.000,00 ab, die auch die Aufsichtsratsmitglieder als Begünstigte einbezie-

hen wird; der Versicherungsschutz wird für jedes Aufsichtsratsmitglied für die Dauer 

von zwölf Jahren nach dessen Ausscheiden aufrechterhalten. Ein Selbstbehalt besteht 

für die Aufsichtsratsmitglieder nicht. 

In dem derzeit bestehenden Vergütungssystem erhält jedes Mitglied des Aufsichtsrats eine 

jährliche Vergütung in Höhe von jeweils EUR 22.500,00. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats 

erhält eine jährliche Vergütung von EUR 25.000,00. Hinzu tritt jeweils die etwaige Umsatz-

steuer in gesetzlicher Höhe. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats trägt eine besondere Verant-

wortung für die erfolgreiche und effiziente Arbeit des Gesamtgremiums. Dem entspricht es, 

dass mit seiner herausgehobenen Funktion auch ein erheblicher zusätzlicher Organisations- 

und Verwaltungsaufwand verbunden ist. Daher erhält er eine erhöhte jährliche Vergütung. 

Eine weitere jährliche feste Vergütung, ein Sitzungsgeld oder eine Vergütung für Tätigkeiten 

in einem Ausschuss des Aufsichtsrats erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats nicht. Die Auf-

sichtsratsmitglieder erhalten ferner Ersatz aller notwendigen Auslagen zuzüglich etwaiger Um-

satzsteuer. 

Die Gesellschaft hat überdies zugunsten der Aufsichtsratsmitglieder eine D&O-Haftpflichtver-

sicherung mit einer Versicherungssumme bis zu EUR 70.000.000,00 abgeschlossen. Der Ver-

sicherungsschutz wird für jedes Aufsichtsratsmitglied für die Dauer von zwölf Jahren nach 

dessen Ausscheiden aufrechterhalten.  

Wie ausgeführt, handelt es sich bei der Vergütung des Aufsichtsrats um eine reine Festvergü-

tung. Dies steht im Einklang mit der Anregung G.18 DCGK in der Fassung vom 16. Dezember 

2019, welche sich für reine Festvergütungen des Aufsichtsrats ausspricht. Der Aufsichtsrat ist 

der Überzeugung, dass die Ausgestaltung als reine Festvergütung der neutralen und objekti-
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ven Beratungs- und Überwachungsfunktion des Aufsichtsrats am besten dient. Der Aufsichts-

rat ist auf Grundlage des Vergleichs mit anderen vergleichbaren Gesellschaften und der Er-

fahrung zum Umfang der Tätigkeit zu dem Ergebnis gelangt, dass die bestehende Festvergü-

tung nach Struktur und Höhe angemessen ist.  

Infolge der Änderung des Aktiengesetzes durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten Akti-

onärsrechterichtlinie (ARUG II) ist es erforderlich, dass in börsennotierten Gesellschaften die 

Hauptversammlung mindestens alle vier Jahre über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 

Beschluss fasst bzw. die bestehende Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder durch Beschluss 

bestätigt. Vor diesem Hintergrund wird der Aufsichtsrat der Gesellschaft künftig in Vorberei-

tung dieser turnusmäßigen Beschlussfassung spätestens alle vier Jahre eine dahingehende 

Analyse seiner Vergütung vornehmen, um der Hauptversammlung einen entsprechenden Be-

schlussvorschlag zu unterbreiten. Es liegt dabei in der Natur der Sache, dass die Mitglieder 

des Aufsichtsrats in die Ausgestaltung des für sie maßgeblichen Vergütungssystems einge-

bunden sind. Den innewohnenden Interessenkonflikten wirkt aber entgegen, dass die Ent-

scheidung über die Ausgestaltung des Vergütungssystems letztendlich kraft Gesetzes der 

Hauptversammlung zugewiesen ist und dieser ein Beschlussvorschlag unterbreitet wird.  

 

Voraussetzung für die Ausübung von Aktionärsrechten im Zusammenhang mit der virtu-

ellen Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts 

Angaben und Hinweise zur Hauptversammlung 

Vor dem Hintergrund der fortdauernden COVID-19-Pandemie und den daraus resultierenden Ri-

siken für die Abhaltung von Präsenzveranstaltungen und für die Gesundheit der Aktionäre, ihrer 

Bevollmächtigten, der Mitarbeiter, Dienstleister und Organmitglieder der Gesellschaft sowie zur 

Erhöhung der Planungssicherheit hat der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats gemäß § 

1 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 6 Satz 1, Abs. 8 Satz 1 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesell-

schafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämp-

fung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie in der ab dem 10. September 2021 gültigen 

Fassung (nachfolgend „COVID-19-G“, insoweit Art. 2 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen 

der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht vom 27. März 2020, 

Bundesgesetzblatt 2020 Teil I Nr. 14, 27. März 2020, Seite 569 ff.), zuletzt geändert durch Art. 

15 des Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermögens „Aufbauhilfe 2021“ und zur vorüberge-

henden Aussetzung der Insolvenzantragspflicht wegen Starkregenfällen und Hochwassern im 

Juli 2021 sowie zur Änderung weiterer Gesetze vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147), ent-

schieden, dass die Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Be-

vollmächtigten (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) als 
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virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird und die Aktionäre ihre Stimmen in der Hauptver-

sammlung insbesondere auch im Wege der elektronischen Kommunikation abgeben können. 

Eine physische Teilnahme der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) ist daher ausgeschlossen. Die Durchführung der 

Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung nach Maßgabe des COVID-19-Gesetzes 

führt zu einigen Modifikationen beim Ablauf der Versammlung sowie bei der Ausübung der Akti-

onärsrechte. Die Hauptversammlung wird vollständig in Bild und Ton im Internet übertragen, 

die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation sowie Voll-

machtserteilung wird ermöglicht, den Aktionären wird ein Fragerecht im Wege der elektroni-

schen Kommunikation eingeräumt und Aktionäre, die ihr Stimmrecht ausgeübt haben, können 

über elektronische Kommunikation Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung 

erheben.  

 

Wir bitten die Aktionäre um besondere Beachtung der nachstehenden Hinweise zur An-

meldung zur Hauptversammlung, zur Ausübung des Stimmrechts sowie zu weiteren 

Aktionärsrechten. 

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte  

Zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beträgt das Grundkapital der Gesell-

schaft 20.000.000,00 Euro (in Worten: zwanzig Millionen Euro), eingeteilt in 20.000.000 auf 

den Inhaber lautende Stückaktien. Jede der insgesamt 20.000.000 Aktien gewährt eine 

Stimme, so dass im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 20.000.000 Stimm-

rechte bestehen. Zum Zeitpunkt der Einberufung hält die Gesellschaft keine eigenen Aktien.  

Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne physische 

Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten, Übertragung der Hauptversammlung 

Die Aktionäre sowie ihre Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter) können daher nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie 

können sich zu der gesamten Hauptversammlung per Bild- und Tonübertragung über das HV-

Portal der Friedrich Vorwerk Group SE unter der Internetadresse https://www.friedrich-vor-

werk.de/de/investor-relations/hauptversammlung zuschalten. Die Möglichkeit, dass Aktionäre 

gemäß § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG an der Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit, an deren 

Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte 

ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben, besteht nicht; insbeson-

dere ermöglicht die Bild- und Tonübertragung keine Teilnahme an der Hauptversammlung im 

Sinne des § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG. 
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Voraussetzungen für die Zuschaltung zu der virtuellen Hauptversammlung und die Aus-

übung des Stimmrechts 

Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes  

Zur Zuschaltung zu der virtuellen Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 

nach § 21 Abs. 1, 2 und 3 der Satzung der Gesellschaft in ihrer derzeit gültigen Fassung diejeni-

gen Aktionäre berechtigt, die sich bei der Gesellschaft unter der nachfolgenden Adresse anmel-

den und eine in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache erstellten Nachweis 

des depotführenden Instituts über ihren Anteilsbesitz an die nachfolgende Adresse übermitteln 

(„Anmeldeadresse“): 

 
Friedrich Vorwerk Group SE 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

Deutschland 

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 

Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptver-

sammlung, also den 11. Mai 2022, 0:00 Uhr (MESZ), sogenannter Nachweisstichtag, beziehen. 

Der Nachweis des Anteilsbesitzes und die Anmeldung müssen der Gesellschaft mindestens 

sechs Tage vor dem Tag der Hauptversammlung, also spätestens am 25. Mai 2022, 24:00 

Uhr (MESZ), unter der oben genannten Adresse zugehen. 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Zuschaltung zu der virtuellen Hauptversammlung und 

die Ausübung der Aktionärsrechte als ordnungsgemäß angemeldeter Aktionär nur, wer den 

Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht hat. Die Berechtigung zur Zuschaltung und der Umfang 

des Stimmrechts bemessen sich ausschließlich nach dem nachgewiesenen Anteilsbesitz des 

Aktionärs am Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag ist zwar keine Sperre für die Veräu-

ßerung oder den Erwerb von Aktien verbunden, eine Veräußerung oder ein Erwerb von Aktien 

nach dem Nachweisstichtag haben jedoch keine Auswirkungen mehr auf die Berechtigung zur 

Zuschaltung zu der Hauptversammlung und den Umfang des Stimmrechts.  

Nach Eingang der Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes erhalten die teilnah-

meberechtigten Aktionäre oder, wenn die entsprechende Adresse mitgeteilt wurde, ihre Bevoll-

mächtigten Stimmrechtskarten mit den persönlichen Zugangsdaten zur Nutzung des HV-
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Portals. Um den rechtzeitigen Erhalt der Stimmrechtskarten sicherzustellen, bitten wir die Akti-

onäre, frühzeitig für die Anmeldung und die Übersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes 

an die Gesellschaft Sorge zu tragen. 

Zuschaltung zu der virtuellen Hauptversammlung 

Nach ordnungsgemäßer Anmeldung zur virtuellen Hauptversammlung können die Aktionäre 

und ihre Bevollmächtigten die gesamte Hauptversammlung am 1. Juni 2022 ab 10:00 Uhr 

(MESZ) in Bild und Ton live im Internet unter  

https://www.friedrich-vorwerk.de/de/investor-relations/hauptversammlung 

im passwortgeschützten HV-Portal der Friedrich Vorwerk Group SE unter Verwendung der mit 

ihrer Stimmrechtskarte erhaltenen Zugangsdaten verfolgen.  

Ausübung des Stimmrechts, Vollmachtserteilung und Stimmrechtsvertretung 

Zur Ausübung des Stimmrechts haben die Aktionäre folgende Möglichkeiten: 

• Bevollmächtigung der weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

• Stimmabgabe im Wege elektronischer Kommunikation (Briefwahl) 

• Bevollmächtigung eines Dritten, der seinerseits das Stimmrecht ebenfalls ausschließ-

lich durch Bevollmächtigung der weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter der Ge-

sellschaft oder im Wege elektronischer Kommunikation (Briefwahl) ausüben kann. 

Diese Möglichkeiten werden im Folgenden näher erläutert. 

Verfahren für die Stimmabgabe durch die von der Gesellschaft benannten weisungsge-

bundenen Stimmrechtsvertreter 

Wir bieten unseren Aktionären an, zu dieser Hauptversammlung die von der Gesellschaft be-

nannten, an die Weisungen der Aktionäre gebundenen Stimmrechtsvertreter zur Ausübung ih-

res Stimmrechts in der Hauptversammlung zu bevollmächtigen. Auch hierzu sind zunächst eine 

rechtzeitige Anmeldung und ein Nachweis des Anteilsbesitzes wie unter „Anmeldung und Nach-

weis des Anteilsbesitzes“ beschrieben und dann die Erteilung einer Vollmacht erforderlich. Bei 

der Vollmachtserteilung müssen Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. 

Soweit eine ausdrückliche und eindeutige Weisung fehlt, werden sich die Stimmrechtsvertreter 

für den jeweiligen Abstimmungsgegenstand der Stimme enthalten. Die Stimmrechtsvertreter 

sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen und können das Stimmrecht nicht nach eige-

nem Ermessen ausüben. 
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Die Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesell-

schaft bedürfen der Textform oder sind über das HV-Portal zu erteilen. Die Vollmacht zusam-

men mit den Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter (sowie 

ggf. eine Änderung oder der Widerruf erteilter Vollmachten und Weisungen) müssen der Ge-

sellschaft wie folgt zugehen: 

entweder bis spätestens zum 31. Mai 2022, 24:00 Uhr (MESZ), per Brief oder E-Mail an fol-

gende Adresse: 

 

Friedrich Vorwerk Group SE 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

Deutschland 

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 

 

oder bis spätestens zum Beginn der Abstimmung in der virtuellen Hauptversammlung am Mitt-

woch, den 1. Juni 2022, über das passwortgeschützte HV-Portal über die Internetseite der 

Gesellschaft unter 

 

https://www. friedrich-vorwerk.de/de/investor-relations/hauptversammlung. 

Die persönlichen Zugangsdaten für das HV-Portal sowie ein Formular zur Vollmachts- und 

Weisungserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter werden den 

ordnungsgemäß angemeldeten Aktionären bzw., wenn die entsprechende Adresse mitgeteilt 

wurde, ihren Bevollmächtigten zusammen mit der Stimmrechtskarte unaufgefordert übersandt. 

Darüber hinaus kann das Vollmachtsformular auch über die Internetseite der Gesellschaft un-

ter  

https://www.friedrich-vorwerk.de/de/investor-relations/hauptversammlung 

heruntergeladen werden. Das Formular kann zudem für den Widerruf der Vollmacht verwendet 

werden. 

Über das HV-Portal können Vollmacht und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesell-

schaft noch während der Hauptversammlung bis zum Beginn der Abstimmungen in der virtuel-

len Hauptversammlung erteilt, geändert oder widerrufen werden. Die Erteilung, Änderung und 
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Wiederruf von Vollmacht und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft über 

das HV-Portal ist ab dem 11. Mai 2022 möglich.  

Wir bitten ferner zu beachten, dass die Vertretung durch von der Gesellschaft benannte Stimm-

rechtsvertreter auf die weisungsgemäße Ausübung des Stimmrechts bei der Abstimmung zu 

den Punkten der Tagesordnung beschränkt ist. Sie nehmen keine Aufträge zur Ausübung wei-

terer Aktionärsrechte, insbesondere zu Wortmeldungen oder Fragen, zum Stellen von Anträgen 

oder zum Einlegen von Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse entgegen. 

Verfahren für die Stimmabgabe im Wege elektronischer Kommunikation (Briefwahl) 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten können ihr Stimmrecht im 

Wege elektronischer Kommunikation ausüben (Briefwahl). Auch hierzu sind zunächst eine recht-

zeitige Anmeldung und ein Nachweis des Anteilsbesitzes wie unter „Anmeldung und Nachweis 

des Anteilsbesitzes“ beschrieben erforderlich. 

Die Ausübung des Stimmrechts per elektronischer Briefwahl (sowie ggf. die Änderung oder der 

Widerruf erfolgter Stimmabgaben) kann ausschließlich über das passwortgeschützte HV-

Portal unter der Internetadresse 

https://www. friedrich-vorwerk.de/de/investor-relations/hauptversammlung 

erfolgen. Die Ausübung des Stimmrechts (einschließlich der Änderung oder des Widerrufs er-

folgter Stimmabgaben) ist bis zum Beginn der Abstimmung in der virtuellen Hauptversamm-

lung am Mittwoch, den 1. Juni 2022, möglich.  

Die Ausübung des Stimmrechts im Wege elektronischer Kommunikation (Briefwahl) über das 

HV-Portal ist ab dem 11. Mai 2022 möglich.  

Es wird darauf hingewiesen, dass andere Übermittlungswege für die Briefwahl nicht zur Ver-

fügung stehen, insbesondere ist keine Übersendung von Briefwahlstimmen per Post möglich. 

Ausübung des Stimmrechts durch bevollmächtige Dritte 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre können ihr Stimmrecht und sonstige Rechte auch 

durch einen Bevollmächtigten, z.B. einen Intermediär, eine Vereinigung von Aktionären oder 

eine andere Person ihrer Wahl, ausüben lassen.  

Auch in diesem Fall sind eine rechtzeitige Anmeldung und ein Nachweis des Anteilsbesitzes 

wie unter „Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes“ beschrieben erforderlich.  
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Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 

der Gesellschaft bedürfen – soweit nicht ein Intermediär oder eine gemäß § 135 Abs. 8 AktG 

gleichgestellte Person oder Institution bevollmächtigt werden soll – der Textform (§ 126b BGB).  

Für die Erteilung der Vollmacht an einen Intermediär (z.B. ein Kreditinstitut) oder gemäß § 135 

Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen oder Institutionen sind in der Regel Besonderheiten zu 

beachten. Gegebenenfalls verlangt der zu bevollmächtigende Intermediär oder die zu bevoll-

mächtigende Person oder Institution eine besondere Form der Vollmacht, da diese Stimm-

rechtsvertreter nach § 135 Abs. 1 Satz 2 AktG die Vollmacht nachprüfbar festhalten müssen. 

Etwaige Besonderheiten sind bei dem jeweils zu Bevollmächtigenden zu erfragen. 

Die Vollmachtserteilung gegenüber der Gesellschaft, der Nachweis einer (gegenüber dem Be-

vollmächtigten erteilten) Bevollmächtigung, die Änderung oder der Widerruf der Vollmacht 

muss der Gesellschaft aus organisatorischen Gründen, eingehend spätestens bis zum Ablauf 

des 31. Mai 2021, 24:00 Uhr (MESZ), an folgende Post- oder E-Mail-Adresse übermittelt wer-

den:  

 

Friedrich Vorwerk Group SE 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

Deutschland 

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 

 

oder bis spätestens zum Beginn der Abstimmung in der virtuellen Hauptversammlung am Mitt-

woch, den 1. Juni 2022, über das passwortgeschützte HV-Portal über die Internetseite der 

Gesellschaft unter 

 

https://www.friedrich-vorwerk.de/de/investor-relations/hauptversammlung. 

Ein Formular, von dem bei der Vollmachtserteilung Gebrauch gemacht werden kann, aber nicht 

muss, befindet sich auf der Rückseite der Stimmrechtskarte. Darüber hinaus kann das Voll-

machtsformular auch über die Internetseite der Gesellschaft unter https://www.friedrich-vor-

werk.de/de/investor-relations/hauptversammlung heruntergeladen werden. Das Formular 

kann zudem für den Widerruf der Vollmacht verwendet werden. 
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Bevollmächtigte (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten weisungsgebundenen 

Stimmrechtsvertreter) können nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie kön-

nen das Stimmrecht für von ihnen vertretene Aktionäre lediglich im Wege der elektronischen 

Kommunikation per Briefwahl oder durch die Erteilung von (Unter-)Vollmachten (nebst Weisun-

gen, siehe oben) an die von der Gesellschaft benannten weisungsgebundenen Stimmrechts-

vertreter ausüben. 

Die Rechtsausübung durch einen Bevollmächtigten im Wege der elektronischen Kommunika-

tion über das HV-Portal setzt voraus, dass der Bevollmächtigte vom Vollmachtgeber die mit der 

Stimmrechtskarte versendeten persönlichen Zugangsdaten erhält, es sei denn, dass dem Be-

vollmächtigten die Stimmrechtskarte mit den persönlichen Zugangsdaten direkt zugesandt 

wurde.  

Angabe zu den Rechten der Aktionäre 

Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung nach Art. 56 Sätze 2 und 3 SE-VO, § 50 Abs. 

2 SEAG, § 122 Abs. 2 AktG  

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder einen antei-

ligen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die 

Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Dieses Quorum ist gemäß Art. 56 Satz 

3 der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates über das Statut der Europäischen Gesell-

schaft (SE-VO) in Verbindung mit § 50 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung der Verordnung 

(EG) Nr. 2157/2001 des Rates über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SEAG) für 

Ergänzungsverlangen der Aktionäre einer Europäischen Gesellschaft (SE) erforderlich.  

Ein solches Verlangen ist schriftlich (§ 126 BGB) an den Vorstand der Friedrich Vorwerk Group 

SE zu richten und muss der Gesellschaft unter der nachfolgend bekannt gemachten Adresse 

mindestens 30 Tage vor der Hauptversammlung (wobei der Tag der Hauptversammlung und 

der Tag des Zugangs nicht mitzurechnen sind), also spätestens am 1. Mai 2022, 24:00 Uhr 

(MESZ), zugehen. Entsprechende Verlangen sind an folgende Adresse zu richten: 

 

Friedrich Vorwerk Group SE 

Vorstand 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 
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Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beigefügt sein. 

Die Antragsteller haben dabei nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag 

des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entschei-

dung des Vorstands über den Antrag halten. Als Nachweis hierfür ist eine entsprechende Be-

stätigung über den Anteilsbesitz einzureichen. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG 

i.V.m. § 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-G 

Aktionäre können gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG Gegenanträge zu Vorschlägen von Vor-

stand und/oder Aufsichtsrat zu Punkten der Tagesordnung sowie Wahlvorschläge zur Wahl 

von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern übersenden, soweit entsprechende 

Wahlen auf der Tagesordnung stehen. Gegenanträge (nebst einer etwaigen Begründung) und 

Wahlvorschläge sind ausschließlich an die Adresse 

 

Friedrich Vorwerk Group SE 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

E-Mail: antraege@linkmarketservices.de  

zu richten. 

Zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären zu den Punkten 

dieser Tagesordnung, die bis spätestens bis zum 17. Mai 2022, 24:00 Uhr (MESZ) bei der 

oben genannten Adresse eingehen, werden wir einschließlich des Namens des Aktionärs so-

wie einer etwaigen Begründung im Internet unter 

https://www.friedrich-vorwerk.de/de/investor-relations/hauptversammlung 

veröffentlichen. Dort finden Sie auch etwaige Stellungnahmen der Verwaltung.  

In der virtuellen Hauptversammlung können keine Gegenanträge oder Wahlvorschläge gestellt 

werden. Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 AktG zu-

gänglich zu machen sind, gelten gemäß § 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-G als in der Versamm-

lung gestellt, wenn der den Antrag stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär 

ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist. 
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Fragerecht der Aktionäre im Wege der elektronischen Kommunikation gemäß § 1 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 3 COVID-19-G 

Auf Grundlage von § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 COVID-19-G ist den Aktionären kein Auskunfts-

recht, sondern lediglich ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation einzuräu-

men. 

Mit Zustimmung des Aufsichtsrats hat der Vorstand der Friedrich Vorwerk Group SE entschie-

den, dass ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten Fragen aus-

schließlich im Wege der elektronischen Kommunikation über das im Internet unter  

https://www.friedrich-vorwerk.de/de/investor-relations/hauptversammlung 

eingerichtete HV-Portal einreichen können. 

Die Fragen müssen der Gesellschaft spätestens einen Tag vor der Versammlung, d.h. bis 

spätestens zum 30. Mai 2022, 24:00 Uhr (MESZ) über das HV-Portal der Gesellschaft zuge-

hen. Auf anderem Wege eingereichte Fragen bleiben unberücksichtigt. Nach dem oben ge-

nannten Zeitpunkt und insbesondere während der virtuellen Hauptversammlung können keine 

Fragen und Nachfragen gestellt werden. Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, 

freiem Ermessen, wie er Fragen der Aktionäre beantwortet. 

Es ist vorgesehen, die Fragensteller im Rahmen der Fragenbeantwortung grundsätzlich na-

mentlich zu nennen, sofern diese der namentlichen Nennung durch entsprechende Auswahl 

mittels Checkbox bei der gestellten Frage ausdrücklich zugestimmt haben. 

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre  

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 

127, 131 Abs. 1 AktG (ggf. i.V.m. § 1 COVID-19-Gesetz) sowie eine Übersicht mit den Anga-

ben gemäß § 125 AktG i.V.m. Artikel 4 und Anhang Tabelle 3 der Durchführungsverordnung 

(EU) 2018 / 1212 stehen auf der Internetseite der Gesellschaft (https://www. friedrich-

vorwerk.de/de/investor-relations/hauptversammlung) zum Abruf zur Verfügung. 

Informationen und Unterlagen zur Hauptversammlung; Internetseite 

Die Informationen nach § 124a AktG und weitere Informationen im Zusammenhang mit der 

Hauptversammlung sind ab der Einberufung der Hauptversammlung und während der Dauer 

der Hauptversammlung über die folgende Internetseite der Gesellschaft abrufbar: 

https://www.friedrich-vorwerk.de/de/investor-relations/hauptversammlung 
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Abrufbar sind dabei insbesondere die zu den Tagesordnungspunkten 1, 6 und 7 relevanten 

bzw. dort in Bezug genommenen Unterlagen. 

Etwaige veröffentlichungspflichtige Ergänzungsverlangen, Gegenanträge und Wahlvor-

schläge von Aktionären werden ebenfalls über die oben genannte Internetseite zugänglich 

gemacht. 

Widerspruch zur Niederschrift gemäß § 245 Nr. 1 Aktiengesetz i.V.m. § 1 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 4 COVID-19-G 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre, die ihr Stimmrecht im Wege der elektronischen 

Kommunikation (Briefwahl) oder durch Bevollmächtigte ausgeübt haben, können – persönlich 

oder durch Bevollmächtigte – ab dem Zeitpunkt der Eröffnung der Hauptversammlung bis zur 

Schließung der Hauptversammlung durch den Versammlungsleiter ausschließlich auf elektro-

nischem Wege über das HV-Portal unter 

https://www.friedrich-vorwerk.de/de/investor-relations/hauptversammlung 

Widerspruch gegen Beschlüsse der virtuellen Hauptversammlung zu Protokoll des Notars er-

klären. Ordnungsgemäß erklärte Widersprüche werden unter Nennung des Namens der Akti-

onärin oder des Aktionärs bzw. des Bevollmächtigten in die notarielle Niederschrift zur Haupt-

versammlung aufgenommen. Eine anderweitige Form der Übermittlung von Widersprüchen ist 

ausgeschlossen. 

Hinweise zum Datenschutz 

Wenn Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten sich zur virtuellen Hauptversammlung anmelden, 

eine Stimmrechtsvollmacht erteilen, ihre Aktionärsrechte ausüben, das HV-Portal nutzen oder 

sich zur virtuellen Hauptversammlung zuschalten, verarbeiten wir personenbezogene Daten 

über diese Aktionäre und/oder ihre Bevollmächtigten (z.B. Name, Wohnort bzw. Sitz und An-

schrift des Aktionärs und ggf. seiner Vertreter, E-Mail-Adresse, Aktienanzahl, Aktiengattung, 

Besitzart der Aktien und Nummer der Stimmrechtskarte). Dies geschieht, um den Aktionären 

bzw. ihren Bevollmächtigten die Zuschaltung zu der virtuellen Hauptversammlung sowie die 

Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung zu ermöglichen.  

Verantwortliche für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten der Aktionäre und ihrer 

Bevollmächtigten ist die Friedrich Vorwerk Group SE, Niedersachsenstraße 19-21, D-21255 

Tostedt, Tel.: +49 (0) 4182 29470, E-Mail: datenschutz@friedrich-vorwerk.de. 

Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. b), c) und f) der Datenschutz-

Grundverordnung (DSGVO). Die personenbezogenen Daten werden gelöscht, sobald sie für 
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die zuvor genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind und uns nicht gesetzliche Nachweis- 

und Aufbewahrungspflichten (z.B. nach Aktiengesetz, Handelsgesetzbuch oder Abgabenord-

nung) zu einer weiteren Speicherung verpflichten.  

Dienstleister der Gesellschaft, derer wir uns zum Zwecke der Ausrichtung der Hauptversamm-

lung bedienen, erhalten von der Gesellschaft nur solche personenbezogenen Daten, welche 

für die Ausführung der beauftragten Dienstleistung erforderlich sind und verarbeiten diese Da-

ten ausschließlich nach Weisung und im Auftrag der Gesellschaft.  

Im Übrigen werden personenbezogene Daten im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften den 

Aktionären und Aktionärsvertretern im Zusammenhang mit der Hauptversammlung zur Verfü-

gung gestellt, namentlich über das Teilnehmerverzeichnis und im Rahmen der Bekanntma-

chung von Aktionärsverlangen auf Ergänzung der Tagesordnung sowie von Gegenanträgen 

und Wahlvorschlägen von Aktionären. Entsprechendes gilt im Zusammenhang mit der Beant-

wortung von Fragen, die Aktionäre bzw. Aktionärsvertreter gegebenenfalls vorab gestellt ha-

ben (§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 COVID-19-G). 

Aktionäre und Aktionärsvertreter haben unter den in Art. 12 ff. der DSGVO näher geregelten 

gesetzlichen Voraussetzungen gegenüber der Gesellschaft ein jederzeitiges Auskunfts-, Be-

richtigungs-, Einschränkungs-, Widerspruchs- und Löschungsrecht bezüglich der Verarbeitung 

ihrer personenbezogenen Daten sowie ein Recht auf Datenübertragung. Ihnen steht außer-

dem ein Beschwerderecht bei einer Datenschutz-Aufsichtsbehörde nach Art. 77 DSGVO zu. 

Alle Anfragen zum Datenschutz richten Sie bitte an folgende Adresse: 

 

Friedrich Vorwerk Group SE 

Datenschutzbeauftragter 

Niedersachsenstraße 19-21, 

D-21255 Tostedt 

 

Tel.: +49 (0) 4182 - 29470 

Fax: +49 (0) 4182 - 6155 

E-Mail: datenschutz@friedrich-vorwerk.de 

Aktionäre, die einen Bevollmächtigten bevollmächtigen, werden gebeten, diesen über die Da-

tenschutzhinweise zu informieren. 
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Weitere Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten im Zusammenhang mit der 

virtuellen Hauptversammlung und zu Ihren Rechten nach der DSGVO können auf unserer 

Internetseite unter  

https://www.friedrich-vorwerk.de/de/investor-relations/hauptversammlung 

abgerufen oder über die oben genannten Kontaktdaten vom Verantwortlichen angefordert wer-

den. 

Technische Hinweise zur virtuellen Hauptversammlung 

Für die Verfolgung der virtuellen Hauptversammlung sowie zur Nutzung des HV-Portals und 

zur Ausübung von Aktionärsrechten über das HV-Portal werden eine Internetverbindung und 

ein internetfähiges Endgerät benötigt. Um die Bild- und Tonübertragung der virtuellen Haupt-

versammlung optimal wiedergeben zu können, wird eine stabile Internetverbindung mit einer 

ausreichenden Übertragungsgeschwindigkeit empfohlen. 

Nutzen Sie zum Empfang der Bild- und Tonübertragung der virtuellen Hauptversammlung ei-

nen Computer, benötigen sie einen Browser und Lautsprecher oder Kopfhörer.  

Für den Zugang zum HV-Portal der Gesellschaft ist die Stimmrechtskarte erforderlich, die ord-

nungsgemäß angemeldete Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten unaufgefordert übersendet 

bekommen. Auf dieser Stimmrechtskarte finden sich die individuellen Zugangsdaten, mit de-

nen Sie sich im HV-Portal anmelden können. 

Um das Risiko von Einschränkungen bei der Ausübung von Aktionärsrechten durch technische 

Probleme während der virtuellen Hauptversammlung zu vermeiden, wird empfohlen – soweit 

möglich –, die Aktionärsrechte (insbesondere das Stimmrecht) bereits vor Beginn der Haupt-

versammlung auszuüben. Das HV-Portal ist für die Ausübung des Stimmrechts ab dem 11. 

Mai 2022 zugänglich. 

Hinweise zur Verfügbarkeit der Bild- und Tonübertragung 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten können die gesamte 

Hauptversammlung per Bild- und Tonübertragung im Internet über das HV-Portal verfolgen. 

Die Bild- und Tonübertragung der virtuellen Hauptversammlung und die Verfügbarkeit des HV-

Portals kann nach dem heutigen Stand der Technik aufgrund von Einschränkungen der Ver-

fügbarkeit des Telekommunikationsnetzes und der Einschränkung von Internetdienstleistun-

gen von Drittanbietern Schwankungen unterliegen, auf die die Gesellschaft keinen Einfluss 

hat. Die Gesellschaft kann daher keine Gewährleistung und Haftung für die Funktionsfähigkeit 

und ständige Verfügbarkeit der in Anspruch genommenen Internetdienste, der in Anspruch 
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genommenen Netzelemente Dritter, der Bild- und Tonübertragung sowie den Zugang zum HV-

Portal und dessen generelle Verfügbarkeit übernehmen. Die Gesellschaft übernimmt auch 

keine Verantwortung für Fehler und Mängel der für das HV-Portal eingesetzten Hard- und 

Software einschließlich solcher der eingesetzten Dienstleistungsunternehmen, soweit nicht 

Vorsatz vorliegt. Die Gesellschaft empfiehlt aus diesem Grund, frühzeitig von den oben ge-

nannten Möglichkeiten zur Rechtsausübung, insbesondere zur Ausübung des Stimmrechts, 

Gebrauch zu machen. Sofern es Datenschutz- oder Sicherheitserwägungen zwingend erfor-

dern, muss sich der Versammlungsleiter der Hauptversammlung vorbehalten, die Möglichkeit 

der virtuellen Hauptversammlung zu unterbrechen oder ganz einzustellen.  

Tostedt, im April 2022 

Friedrich Vorwerk Group SE 

Der Vorstand 


